
Antworten der Freien Demokratischen Partei (FDP): 

 

1) Beschäftigtendatenschutz 

Es fehlt an einem Beschäftigtendatenschutzgesetz. In der Call- und Contactcenter-Branche ist das 

Wort die Dienstleistung. Diese muss ohne Verletzung des Datenschutzes im Sinne des Verbrauchers 

optimiert werden dürfen. Befürworten Sie solch ein Gesetz und spezifische Normen für unsere 

Branche? 

Wir verstehen das Bedürfnis, dass aus Gründen der Qualitätssicherung und -verbesserung eine 

Analyse der Gespräche erforderlich ist. Auch sehen wir das Bedürfnis für ein 

Beschäftigtendatenschutzgesetz. Betroffen von einer Analyse der telefonischen Beratung sind neben 

der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer auch die Kundinnen und Kunden. Damit ist zweifelhaft, 

ob die Gestaltungsbefugnis, welche die Datenschutz-Grundverordnung dem nationalen Gesetzgeber 

im Beschäftigtendatenschutz lässt, diese Konstellation überhaupt erfasst. Dies wäre in einem ersten 

Schritt genauer zu prüfen. 

 

2) Sonn- und Feiertagsarbeit 

Das BVerwG verbot 2014 grds. die Callcenter-Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen in Hessen. In 

den übrigen Bundesländern ist sie möglich, jedoch herrscht Unsicherheit hinsichtlich der künftigen 

Entwicklung. Befürworten Sie eine bundeseinheitliche Ausnahme von diesem Verbot für unsere 

Branche? 

Wir wollen darauf hinwirken, das allgemeine Verkaufsverbot für den Einzelhandel an Sonntagen 

gemäß den verfassungsmäßigen Vorgaben zu lockern und dabei für Rechtssicherheit zu sorgen. Eine 

bundeseinheitliche Regelung bezüglich der Callcenter-Branche ist zu prüfen. 

 

3) Bestätigungslösung/Textformerfordernis 

2013 wurde ein Textformerfordernis für Gewinnspieleintragsdienste verabschiedet. Aktuell wurde dies 

für Energielieferungsverträge eingeführt, was wir im Vorfeld ablehnten. Planen Sie eine Ausweitung 

des Textformerfordernisses/der Bestätigungslösung auf weitere Vertragsarten? 

Die Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag hat gegen diesen Gesetzentwurf der 

Bundesregierung gestimmt und auch einen Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt, 

der für alle telefonisch angebahnten Verträge die Bestätigungslösung forderte. Als Freie Demokraten 

setzen wir uns dafür ein, dass Verbraucherinnen und Verbraucher in Kenntnis ihrer Rechte im 

Geschäftsverkehr nach ihren Präferenzen handeln können. Als Alternative haben wir daher in 

gleichen Gesetzgebungsverfahren in einem Antrag Verbesserungen vorgeschlagen, wie die 

Verbraucherinnen und Verbraucher deutlicher auf ihr Widerrufsrecht hingewiesen werden könnten 

(vgl. BT-Drs. 19/26630). 

 

4) Weitere Regulierung der Call- und Contactcenter-Wirtschaft 

Bei kaum einer anderen Branche standen in den vergangenen Jahren ähnlich viele Regulierungen auf 

der Agenda. Der Call- und Contactcenter-Branche droht die Gefahr einer Überregulierung. Welche 

regulatorischen Pläne verfolgen Sie, die auch uns in hohem Maße betreffen (z. B. im UWG, BGB, TKG, 

BDSG)? 

Wir Freie Demokraten fordern einen Entfesselungspakt für die deutsche Wirtschaft, in dem 

Maßnahmen zur Bürokratieentlastung gebündelt und vorangetrieben werden. Der stetig wachsende 

Bürokratiedschungel belastet die Bürgerinnen und Bürger sowie die deutschen Unternehmen und 

bremst die wirtschaftliche Entwicklung aus. Initiativen wie das Bürokratieentlastungsgesetz IV, die 

Strategie „Einheitliche Ansprechpartner 2.0“ und eine Verlegung der Sozialversicherungsbeiträge in 

den Folgemonat müssen zu einer Gesamtstrategie gebündelt werden. Das gilt auch für schlankere 

Vergabe-, Register- und Informationsbestimmungen. Für jede neue Belastung durch geplante 



Regelungen sollen im doppelten Umfang Belastungen abgebaut werden („One in, two out“) – auch 

auf europäischer Ebene. 

 

5) Homeofficepflicht 

Soweit keine Gründe dagegensprachen, mussten Unternehmen in der Pandemie Homeoffice 

ermöglichen. Planen Sie unabhängig von der Pandemie ein Recht auf Homeoffice bzw. eine 

Angebotspflicht; wie soll dies ausgestaltet sein, wie sollen Telearbeitsplatz und mobiles Arbeiten 

voneinander abgegrenzt werden? 

Wir Freie Demokraten fordern mehr Flexibilität im Arbeitszeitgesetz und wollen eine wöchentliche 

statt einer täglichen Höchstarbeitszeit. Niemand soll weniger Pausen machen oder mehr arbeiten als 

bisher, aber die Einteilung der Arbeitszeit muss flexibler möglich sein. Die Summe der täglich 

notwendigen Ruhezeit bleibt bestehen. Hierbei werden flexible Regelungen in einem Tarifvertrag 

oder in einer Betriebsvereinbarung rechtssicher ermöglicht. Bei mobiler Arbeit und im Homeoffice 

soll das Arbeitsschutzgesetz und nicht die Arbeitsstättenverordnung gelten. Denn bei mobiler Arbeit 

kann der Arbeitgeber nicht für den richtigen Lichteinfall und Ähnliches verantwortlich sein. 

 

Wir fordern, mobiles Arbeiten und Homeoffice nach niederländischem Vorbild zu stärken. Dabei 

muss der Arbeitgeber den Antrag von Beschäftigten auf mobiles Arbeiten und Homeoffice prüfen 

und mit der oder dem Beschäftigten erörtern. Nicht jede Tätigkeit kann außerhalb des festen 

Arbeitsplatzes ausgeführt werden. Auch können betriebliche Belange gegen eine Vereinbarung zur 

mobilen Arbeit sprechen. Zudem müssen bestehende Vereinbarungen anlassbezogen widerrufen 

werden können. Aber ein Erörterungsanspruch fördert den Kulturwandel und die Akzeptanz für 

mobiles Arbeiten. 

 

6) Mindestlohn 

2014 wurde der Mindestlohn eingeführt. Der CCV war im Vorfeld Dialogpartner der Politik. Die 

Mehrheit der CCV-Mitglieder votierte zuvor für die Einführung. Bei der Höhe ist ein Ausgleich zwischen 

Arbeitnehmer- und Arbeitgeberinteressen wichtig. Welchen Mindestlohn hält Ihre Partei für 

angemessen? 

Der Mindestlohn wird durch die unabhängige Mindestlohn-Kommission bestimmt. Um Menschen mit 

kleineren Einkommen wirklich zu unterstützen, wollen wir die Hinzuverdienstgrenzen beim 

Arbeitslosengeld II reformieren, die Minijob- und Midijob-Grenze erhöhen und sie dynamisch an den 

gesetzlichen Mindestlohn koppeln. Denn mit jeder Mindestlohnerhöhung reduzieren sich heute die 

Stunden, die Mini- oder Midijobber arbeiten dürfen. Damit sind sie von der allgemeinen 

Lohnsteigerung abgeschnitten. 

 

7) Digitalministerium und digitale Infrastruktur 

Der Ausbau der digitalen Infrastruktur geht zu langsam voran. Dies zeigte auch die Pandemie. Um 

dem Thema mehr Gewicht zu verleihen, spricht sich der CCV für ein eigenständiges Digitalministerium 

aus. Planen Sie dessen Einrichtung und wie wollen Sie den notwendigen Digitalausbau vorantreiben? 

Die digitale Transformation ist eine der größten Chancen und Herausforderungen unserer Zeit. Wie 

wir sie gestalten, wird unser Leben für lange Zeit prägen. Deshalb wollen wir Deutschlands 

Digitalpolitik neu ausrichten. Denn bisher ist sie unkoordiniert, ziellos und chaotisch. Das kann sich 

unser Land nicht mehr leisten. Deutschland braucht endlich Tempo bei der Digitalisierung, um seine 

Chancen auf Fortschritt nicht zu verspielen. 

 

Wir Freie Demokraten fordern ein Ministerium für digitale Transformation. Um Synergieeffekte zu 

nutzen und eine schlankere und effizientere Regierung zu gestalten, wollen wir Kompetenzen in 

einem Ministerium bündeln und es eng mit den anderen Regierungsressorts verknüpfen. Nur so 



können wir die digitale Transformation von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft zum Nutzen aller 

Menschen in unserem Land schnell, effizient und konsistent gestalten. 

 

Wir fordern eine flächendeckende und hochleistungsfähige Mobilfunkabdeckung durch echten 

Wettbewerb auf dem Mobilfunkmarkt sowie ein Glasfasernetz und eine konsequente Hochrüstung 

bestehender Mobilfunktionsnetze. Mit einem effizienten Auktionsdesign sowie einem starken und 

zeitnahen Controlling durch den Bund sollen die Ausbauziele erreicht werden. Ein 

hochleistungsfähiger Mobilfunk ist eine Grundvoraussetzung für die Zukunftsfähigkeit des Standortes 

Deutschland. 

 

Mit Gigabit-Gutscheinen für Privathaushalte sowie kleine und mittlere Unternehmen wollen wir 

einen Teil der Kosten erstatten, die bei der Umstellung auf Gigabit entstehen. So wollen wir den 

Ausbau von Hochgeschwindigkeitsnetzen nachfrageorientiert und kosteneffizient beschleunigen. 

Damit schaffen wir einen wirksamen Anreiz für Investitionen in den Gigabit-Netzausbau. 

 

8) Hilfsangebote von Verbänden in Krisenzeiten 

2020 und 2021 boten wir mit unserem Netzwerk Bundesministerien, Landesministerien, Behörden 

sowie ärztlichen Vereinigungen unsere Unterstützung in der Pandemie an, z. B. bzgl. der Einrichtung 

von Hotlines. Die Resonanz war gering. Begrüßen Sie das Engagement und würden Sie es in Anspruch 

nehmen? 

In der Corona-Pandemie hat sich gezeigt, dass in Krisensituationen unkonventionelle und 

bürokratiearme Ansätze oft die besseren Lösungen sind. Deshalb stehen wir 

Unterstützungsangeboten aus der Wirtschaft offen gegenüber. 


